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RECHTSGRUNDLAGEN  

▪ Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 

2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10. September 

2021 (BGBl. I S. 4147) geändert worden ist 

▪ Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverord-

nung – BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 

(BGBl. I S. 3786), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 

1802) geändert worden ist 

▪ Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des 

Planinhalts (Planzeichenverordnung – PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 

1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 

1802) geändert worden ist 

▪ Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – 

BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge-

setzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3908) geändert worden ist 

▪ Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreini-

gungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundesimmissi-

onsschutzgesetz – BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 

2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 

24. September 2021 (BGBl. I S. 4458) geändert worden ist 

▪ Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

(Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV) in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), die durch Artikel 1 

der Verordnung vom 12. Januar 2021 (BGBl. I S. 69) geändert worden ist 

▪ Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung 

von Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz – BBodSchG) vom 17. März 1998 

(BGBl. I S. 502), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 

(BGBl. I S. 306) geändert worden ist 

▪ Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz – WHG) 

vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. 

August 2021 (BGBl. I S. 3901) geändert worden ist 

▪ Gesetz zum Schutz der Kulturpflanzen (Pflanzenschutzgesetz – PflSchG) vom 6. 

Februar 2012 (BGBl. I S. 148, 1281), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 

18. August 2021 (BGBl. I S. 3908) geändert worden ist 

▪ Gesetz des Landes Baden-Württemberg zum Schutz der Natur und zur Pflege 

der Landschaft  (Naturschutzgesetz – NatSchG) vom 23. Juni 2015, zuletzt geän-

dert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 17. Dezember 2020 (GBl. S. 1233, 1250) 
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▪ Straßengesetz für Baden-Württemberg (Straßengesetz – StrG) in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 11. Mai 1992, zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. De-

zember 2021 (GBl. S. 1040) 

▪ Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24. Juli 

2000, zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 2. Dezember 2020 (GBl. S. 

1095, 1098) 

▪ Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 5. März 

2010, zuletzt geändert durch Artikel 27 der Verordnung vom 21. Dezember 2021 

(GBl. 2022 S. 1, 4) 
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SATZUNGEN 

Gemeinde Bad Schönborn 

Ortsteil Bad Mingolsheim 

 

 

Bebauungsplan 

Örtliche Bauvorschriften 

„Rochusstraße 6 – 10“ 

 

Der Gemeinderat der Gemeinde Bad Schönborn hat am tt.mm.20jj 

a) aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches – BauGB – in der zum Satzungsbeschluss 

gültigen Fassung 

b) aufgrund von § 74 Abs. 1 und 7 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg –

 LBO – in der zum Satzungsbeschluss gültigen Fassung 

c) in Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg – GemO – in der 

zum Satzungsbeschluss gültigen Fassung 

▪ den Bebauungsplan „Rochusstraße 6 – 10“ sowie  

▪ die örtlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan „Rochusstraße 6 – 10“ 

als Satzungen beschlossen. 

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich 

Für den räumlichen Geltungsbereich der Satzungen ist der zeichnerische Teil des Bebau-

ungsplans mit örtlichen Bauvorschriften vom tt.mm.20jj maßgebend. Er ist Bestandteil der 

Satzungen. 
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§ 2 Bestandteile der Satzungen 

Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften, bestehend aus: 

1. dem Zeichnerischen Teil (02), Maßstab 1:1.000, in der Fassung vom tt.mm.20jj,  

2. dem Textteil (03) mit  

A  Planungsrechtlichen Festsetzungen (S. X-X),  

B  Örtlichen Bauvorschriften (S. X-X)  und  

C  Hinweisen (S. X-X) 

in der Fassung vom tt.mm.20jj. 

Beigefügt sind eine gemeinsame Begründung (04) in der Fassung vom tt.mm.20jj und als 

Anlage eine Artenschutzrechtliche Vorprüfung (05) in der Fassung vom tt.mm.20jj. 

 

§ 3 Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne von § 75 Abs. 3 Nr. 2 LBO handelt, wer den aufgrund von 

§ 74 LBO ergangenen örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt.  

 

§ 4 Ausfertigung 

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieser Satzungen und ihrer Bestandteile mit ihren Festset-

zungen durch Zeichnung, Farbe, Schrift und Text mit den hierzu ergangenen Beschlüssen 

des Gemeinderates übereinstimmen und dass die für die Rechtswirksamkeit maßgebenden 

Verfahrensvorschriften eingehalten worden sind. Hiermit wird der Bebauungsplan mit örtli-

chen Bauvorschriften ausgefertigt. 

Gemeinde Bad Schönborn, den tt.mm.20jj DER BÜRGERMEISTER 

SIEGEL 

 ...................................................... 

 Klaus Detlev Huge, Bürgermeister  

 

 



BP „Rochusstraße 6 – 10“  Satzung 

Bresch Henne Mühlinghaus Planungsgesellschaft 21078-1 

§ 5 Inkrafttreten 

Diese Satzungen treten mit der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft  

(§ 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB). 

Gemeinde Bad Schönborn, den tt.mm.20jj DER BÜRGERMEISTER 

SIEGEL 

 ...................................................... 

 Klaus Detlev Huge, Bürgermeister  
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A PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

 Art der baulichen Nutzung 

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1-15 BauNVO 

Die Art der baulichen Nutzung ist im zeichnerischen Teil in den jeweiligen Nutzungs-

schablonen festgesetzt. 

1.1 Reines Wohngebiet 

§ 4 BauNVO, § 1 Abs. 6 BauNVO   

(1) Allgemein zulässig sind: 

▪ Wohngebäude, 

▪ Anlagen zur Kinderbetreuung, die den Bedürfnissen der Bewohner des 

Gebiets dienen, 

▪ Läden und nicht störende Handwerksbetriebe, die zur Deckung des 

täglichen Bedarfs für die Bewohner des Gebiets dienen, sowie kleine 

Betriebe des Beherbergungsgewerbes. 

(2) Ausnahmsweise zulässig sind:  

▪ sonstige Anlagen für soziale Zwecke sowie den Bedürfnissen der Be-

wohner des Gebiets dienende Anlagen für kirchliche, kulturelle, ge-

sundheitliche und sportliche Zwecke.sonstige nicht störende Gewerbe-

betriebe. 

 Maß der baulichen Nutzung 

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16-21a BauNVO 

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Höhe baulicher Anlagen, die Grund-

flächenzahl (GRZ), die Anzahl zulässiger Vollgeschosse und die Geschossflächen-

zahl (GFZ) festgesetzt. 

2.1 Höhe baulicher Anlagen 

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 18 BauNVO 

(1) Die maximal zulässigen Traufhöhen (THmax) und Gebäudehöhen (GHmax) von 

Hauptgebäuden sind im zeichnerischen Teil in in den jeweiligen Nutzungs-

schablonen festgesetzt. 



BP „Rochusstraße 6 – 10“ - Planungsrechtliche Festsetzungen - Seite 2 

Bresch Henne Mühlinghaus Planungsgesellschaft 21078-1 

(2) Die Höhen werden bemessen zwischen dem unteren und dem oberen Be-

zugspunkt. 

 

(3) Der untere Bezugspunkt ist die Höhe der erschließenden öffentlichen Ver-

kehrsfläche an der Grundstücksgrenze (Bordsteinoberkante), senkrecht ge-

messen zur Gebäudemitte. Bei Grundstücken, die von mehreren öffentlichen 

Verkehrsflächen erschlossen werden, gilt jene als maßgeblich, zu der die 

Grundstückshauptzufahrt/ der Haupteingang gewandt ist. 

(4) Der obere Bezugspunkt für die Gebäudehöhe ist der höchste Punkt eines Ge-

bäudes. Bei geneigten Dächern ist dies die Oberkante des Firstes, bei Flach-

dächern die Oberkante des Daches einschließlich der Attika.   

(5) Der obere Bezugspunkt für die Traufhöhe ist bei geneigten Dächern der 

Schnittpunkt der Außenwand mit der Oberkante Dachhaut. Bei Pultdächern 

gilt dabei der jeweils tiefer liegende Schnittpunkt. Bei vollflächigen Flachdä-

chern ist die Oberkante des Daches einschließlich der Attika maßgebend. 

Somit entsprechen sich in diesem Fall Trauf- und Gebäudehöhe. Der niedrige-

re Wert (Traufhöhe) ist maßgebend. 

Bei Gebäuden mit Staffelgeschoss gilt die Oberkante der Attika des letzten 

Vollgeschosses als Traufhöhe. Eventuelle Umwehrungen oberhalb der Attika 

sind anzurechnen. Staffelgeschosse sind Teilgeschosse, die gegenüber den 

darunterliegenden Geschossen zurückspringen und eine kleinere Grundfläche 
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aufweisen. Die Grundfläche der Staffelgeschosse muss weniger als 75 % der 

Grundfläche der darunterliegenden Geschosse betragen. 

(6) Garagen, Carports und Nebengebäude dürfen eine Traufhöhe von 3,5 m, ge-

messen von der Oberkante des an das Gebäude angrenzenden fertiggebau-

ten Geländes auf Zufahrts-/Zugangsseite, nicht überschreiten. 

2.2 Grundflächenzahl 

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 19 BauNVO, § 21a BauNVO 

(1) Die Grundflächenzahl ist im zeichnerischen Teil in den jeweiligen Nutzungs-

schablonen festgesetzt. 

(2) Für die Ermittlung der zulässigen Grundfläche ist die Fläche des Baugrund-

stücks maßgebend, die im Bauland und hinter der im Bebauungsplan festge-

setzten Straßenbegrenzungslinie liegt.  

(3) Als private Grünflächen ausgewiesene Grundstücksflächen sind nicht Teil der 

anrechenbaren Fläche.    

2.3 Vollgeschosse und Geschossflächenzahl 

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 20 BauNVO, § 21a BauNVO 

(1) Die zulässige Anzahl an Vollgeschossen sowie die Geschossflächenzahl sind 

im zeichnerischen Teil in in den jeweiligen Nutzungsschablonen festgesetzt. 

 Bauweise 

§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §§ 22 BauNVO 

(1) Die Bauweise ist im zeichnerischen Teil in den jeweiligen Nutzungsschablo-

nen festgesetzt. 

(2) o = offene Bauweise: 

Es gilt die offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO. Die Gebäude sind 

mit seitlichem Grenzabstand und gemäß den Längenbeschränkungen des 

§ 22 Abs. 2 BauNVO zu errichten. Gemäß § 22 Abs. 2 S. 3 BauNVO sind nur 

Einzel- und Doppelhäuser zulässig. 

(3) a = abweichende Bauweise:  

Es gilt die abweichende Bauweise im Sinne einer offenen Bauweise nach 

Abs. 2, unter Zulässigkeit von einseitig seitlicher Grenzbebauung („Haus-Hof-

Bauweise“) oder einseitig reduziertem Grenzabstand. Die sonstigen öffentlich-

rechtlichen Vorschriften (u.a. Bestimmungen des Brandschutzes) bleiben da-

von unberührt. 
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 Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflä-
che 

§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO, § 12 BauNVO u. § 14 BauNVO 

(1) Die überbaubare Grundstücksfläche ist im zeichnerischen Teil durch Bau-

grenzen festgesetzt. 

(2) Baugrenzen 

▪ Ein Vortreten von Gebäudeteilen kann in geringfügigem Ausmaß zuge-

lassen werden.  

▪ Weiterhin können Baugrenzen durch Gebäude oder Gebäudeteile 

ausnahmsweise überschritten werden, sofern eine Veränderung oder 

Erneuerung von nachweislich zulässigerweise errichteten Bestandsge-

bäuden in gleichem Maße dies erfordert. 

▪ An Hauptgebäude angrenzende Terrassen inkl. Unterbau, die in ihrer 

Gesamthöhe die Fertigfußbodenhöhe des Erdgeschosses des zugehö-

rigen Hauptgebäudes sowie in ihrer Fläche 20 m² nicht überschreiten, 

sind außerhalb der Baugrenzen ausnahmsweise zulässig. Ebenso sind 

diese Terrassen einschließlich Überdachung (Pergolen) und verglasten 

Seitenwänden (Wintergärten) ausnahmweise zulässig, sofern die Ge-

samthöhe des Erdgeschosses (Unterkante Obergeschoss) des Haupt-

gebäudes nicht überschritten wird. 

(3) Garagen und überdachte Stellplätze (Carports) nach § 12 BauNVO  

Garagen und Carports sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücks-

fläche zulässig, sofern sie die Tiefe der überbaubaren Grundstücksfläche 

(rückwärtige Baugrenze bezogen auf die Hauptzufahrtsseite) nicht überschrei-

ten und einen Mindestabstand von 5,0 m zur Straßenbegrenzungslinie der er-

schließenden Straße einhalten. 

(4) Nebenanlagen nach § 14 BauNVO 

Im straßenseitigen Grundstücksbereich – begrenzt durch die Straßenbegren-

zungslinie und straßenseitige Baugrenze/Baulinie der überbaubaren Grund-

stücksfläche – sind hochbauliche Nebenanlagen jeglicher Art unzulässig.  

 Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden 

§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB 

(1) Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind maximal 2 Wohneinheiten pro 

Wohngebäude zulässig.  
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 Grünflächen 

§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB 

(1) Private Grünflächen mit folgender Zweckbestimmung sind im zeichnerischen 

Teil des Bebauungsplanes festgesetzt: 

▪ Zweckbestimmung „Haus-/Nutzgarten“; 

Innerhalb der privaten Grünflächen sind bauliche Anlagen bis zu einer 

Größe von 40,0 m³ je Grundstück zulässig, sofern diese der Zweckbe-

stimmung dienen. Die Zweckbestimmung erfüllen beispielsweise Ab-

stellschuppen für Gartengeräte, Freisitze, etc.  

Auf der privaten Grünfläche sind darüber hinaus zweckdienliche Wege-

führungen sowie Möblierungen wie Sitzbänke und ähnliche dem Zweck 

entsprechende Elemente zulässig.  

 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

7.1 Bauzeitenbeschränkung 

(1) Erforderliche Gehölzrodungen und Baufeldräumungen sind nur außerhalb der 

Vogelbrutzeit, zwischen Anfang Oktober und Ende Februar, durchzuführen. 

7.2 Nistkästen in Neubauten 

(1) In jeden Neubau sind mindestens zwei Nisthilfen für Höhlenbrüter baulich zu 

integrieren.  

7.3 Außenbeleuchtung 

(1) Für alle Einrichtungen zur Außenbeleuchtung (Straßen-, Hof-, Fassadenbe-

leuchtungen usw.) und für Werbeanlagen sind ausschließlich insektenscho-

nende Leuchtmittel zulässig: gelbes Licht (Natriumdampflampen) oder warm-

weiße LED-Leuchten. Es sind insektendichte Lampengehäuse zu verwenden.  

(2) Die Außenbeleuchtung ist technisch auf eine der Nutzung angepasste Zeit-

dauer zu beschränken (z.B. durch Zeitschaltuhren, Dämmerungsschalter, Be-

wegungsmelder).  

(3) Die Leuchtkegel der Lampen sind nach unten abstrahlend gezielt auf die Nutz-

flächen auszurichten (z.B. Leuchten mit Richtcharakteristik, abschirmende 

Gehäuse). 
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7.4 Abdeckung von Lichtschächten, Regenfallrohren und ähnli-
chen Bauwerken 

(1) Lichtschächte, Regenfallrohre und ähnliche Bauwerke sind kleintier- und vo-

gelsicher auszuführen.  

7.5 Oberflächenbelag von Wegen und Stellplätzen  

(2) Der Oberflächenbelag von Stellplätzen, Hofflächen sowie von freigeführten 

Fußwegen ist mit wasserdurchlässigen Belägen (z.B. wassergebundene De-

cke, Schotterrasen, Rasengittersteine, Sickerpflaster), die einen Abflussbei-

wert von maximal 0,75 besitzen, herzustellen. Ausgenommen davon sind 

Fahrgassen. 

7.6 Weitere artenschutzrechtliche Untersuchungen  

(1) Bei Erhalt von Bestandsgebäuden sind keine weiteren artenschutzrechtlichen 

Prüfungen erforderlich.  

(2) Vor Neubau-, Abriss- oder Umbaumaßnahmen im Bereich des Fl.st. 5365/1 

sind weitere artenschutzrechtliche Untersuchungen zu Fledermäusen in Form 

von Ausflugkontrollen an potenziellen Quartiersbäumen erforderlich (siehe 

Dokument 05 Artenschutzrechtliche Vorprüfung, bhm). Die Untersuchungen 

sowie ggf. darauf abgeleitete Maßnahmen sind im Zuge der Bauanträge  

durchzuführen und mit der zuständigen Baurechts- und Unteren Naturschutz-

behörde abzustimmen.  

 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende 
Flächen 

§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB 

(1) Im Falle von Grundstücksteilungen zwischen erster und zweiter Baureihe, bei 

welchen die zweite Baureihe über keine öffentliche Erschließung verfügt, sind 

auf der Fläche der ersten Baureihe Geh-, Fahr- und Leitungsrechte zugunsten 

der Hinterlieger zu sichern.  

(2) Für jedes Geh- und Fahrrecht muss eine lichte Weite von mindestens 3,0 m 

und eine lichte Höhe von 3,5 m und für jedes Leitungsrecht eine Breite von 

mindestens 2,5 m sichergestellt werden. Die örtliche Lage der Geh-, Fahr- und 

Leitungsrechte ist an die tatsächlichen örtlichen Gegebenheiten anzupassen.  

 



BP „Rochusstraße 6 – 10“ - Planungsrechtliche Festsetzungen - Seite 7 

Bresch Henne Mühlinghaus Planungsgesellschaft 21078-1 

 Gebiet, für das bei der Errichtung von Gebäuden tech-
nische Maßnahmen für die Erzeugung von Strom, 
Wärme und Kälte aus erneuerbaren Energien getroffen 
werden müssen § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB 

§ 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB 

9.1 Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie: 

(1) Im gesamten Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes sind die nutzbaren 

Dachflächen der Gebäude und baulichen Anlagen innerhalb der überbaubaren 

Grundstücksflächen zu mindestens 60 % mit Photovoltaikmodulen zur Nut-

zung der einfallenden solaren Strahlungsenergie auszustatten (Solarmindest-

fläche).  

(2) Werden auf einem Dach Solarwärmekollektoren installiert, so kann die hiervon 

beanspruchte Fläche auf die zu realisierende Solarmindestfläche angerechnet 

werden. 
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B  ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V. m. § 74 LBO Landesbauordnung Baden-Württemberg 

1. Äußere Gestalt baulicher Anlagen 

§ 74 Abs.1 Nr. 1 LBO 

1.1. Dachgestaltung 

(1) Dachformen und Dachneigungen 

▪ Die zulässigen Dachformen und Dachneigungen der Hauptgebäude 

sind im zeichnerischen Teil in den jeweiligen Nutzungsschablonen 

festgesetzt. 

▪ Dächer von Hauptgebäuden mit einer Neigung bis zu 10° Grad sind zu 

begrünen.  

▪ Dem Hauptdach untergeordnete Nebendachflächen von Hauptgebäu-

den (z.B. von Anbauten, Dachgauben, Erker) dürfen geringe Dachnei-

gungen aufweisen. 

▪ Garagen und Carports sind – sofern diese nicht in das Hauptgebäude 

integriert sind – mit Flachdächern oder flachgeneigten Dächern bis 

max. 10° auszuführen und zu begrünen oder in ihrer Dachform dem 

Hauptgebäude anzupassen.  

▪ Glasierte, reflektierende oder blendende Materialien sind als Dachde-

ckung unzulässig. Ausgenommen hiervon sind der Sonnenenergienut-

zung dienende Materialien. 

(2) Dachaufbauten 

▪ Dachgauben sind allgemein zulässig, wenn ihre Gesamtlänge 2/3 der 

Dachlänge nicht überschreitet.  

▪ Bei eingeschossigen Gebäuden sind in Bereichen, in denen auch 

zweigeschossige Gebäude zulässig wären, Dachgauben ohne Län-

genbeschränkung allgemein zulässig. 

2. Werbeanlagen  

§ 74 Abs.1 Nr. 2 LBO 

(1) Werbeanlagen sind nur an der Stätte eigener Leistung zulässig. Fremdwer-

bungen sind nicht zulässig.  
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(2) Freistehende Werbeanlagen sind in Form von Eingangsstehlen bis zu einer 

Größe von 0,6 m Breite und 1,5 m Höhe zulässig. Fahnen sind unzulässig.  

(3) Werbeanlagen an Gebäuden sind mit maximal 1,0 m² je Fassadenseite zuläs-

sig.  

(4) Unzulässig sind Werbeanlagen mit nach oben abstrahlendem, wechselndem 

und bewegtem oder laufendem Licht und Booster (Lichtwerbung am Himmel). 

(5) Indirekte Beleuchtung von Werbeanlagen ist zulässig, sofern davon keine 

Blendwirkung ausgeht.   

3. Grundstücksgestaltung 

§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO 

3.1. Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten Grundstü-
cke 

§ 74 Abs.1 Nr. 3 LBO i.V.m. § 9 Abs. 1 LBO 

(1) Nicht überbaute Flächen von Grundstücken, die keiner spezifischen Nutzung 

dienen, sind gemäß § 9 der Landesbauordnung zu begrünen.  

(2) Die Abdeckung von Flächen mit Steinen außerhalb eines Abstands von 0,5 m 

von Gebäuden (Ziersplitt, Schottergarten) ist nicht zulässig. 

3.2. Einfriedungen 

§ 74 Abs.1 Nr. 3 LBO 

(1) Einfriedungen entlang der Grundstücksgrenzen an Gehwegen bzw. an Stra-

ßen im Vorgartenbereich sind bei zu einer Höhe von 0,80 m zulässig. 

(2) Für die weiteren Grundstücksgrenzen gelten hinsichtlich der zulässigen Höhe 

die Bestimmungen des Nachbarschaftsgesetzes (NRG) in der jeweils gültigen 

Fassung. 

4. Stellplatzverpflichtung 

§ 74 Abs. 2 LBO 

Die Stellplatzverpflichtung für Wohnungen (§ 37 Abs. 1 LBO) wird wie folgt erhöht: 

Bei der Errichtung von Wohngebäuden sind pro Wohneinheit, deren Wohnfläche 

mindestens 50m² beträgt, 2 Pkw-Abstellplätze herzustellen. Hierbei werden hinterei-

nander angeordnete Stellplätze („gefangene“ Stellplätze) lediglich als 1 Stellplatz ge-

wertet. 
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C HINWEISE 

1. Artenschutz bei Baumaßnahmen 

Es wird auf die artenschutzrechtlichen Bestimmungen des seit 01.03.2010 geltenden 

Bundesnaturschutzgesetzes hingewiesen. Insbesondere zu beachten sind die Ver-

botstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1-4 BNatSchG. Bei Baumaßnahmen sind 

rechtzeitig durch fachkundige Personen mögliche Vorkommen zu untersuchen und 

die erforderlichen Artenschutzmaßnahmen durchzuführen. Dies gilt für Jedermann, 

also auch für Privatpersonen. 

 


